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Von Anja Kemmerling

„Die verklage ich!“ 
KLAGEABWEISUNG MÖGLICH: Wer sind „die“ überhaupt?

Anja Kemmerling

Unternehmen sind in un-
serem Alltag allgegen-
wärtig, ohne dass sie tat-
sächlich – einer natürli-
chen Person vergleich-
bar – verkörpert in Er-
scheinung treten. Wäh-
rend dieser Umstand im 
normalen Geschäftsver-
kehr nicht weiter rele-
vant ist, stellt sich die 
Frage, wer denn nun kla-
gen oder verklagt wer-
den soll, spätestens bei 
dem Versuch der ge-
richtlichen Rechtsdurch-
setzung. 

Wer hier den falschen Beklag-
ten wählt oder als falscher Ver-
treter eines klägerischen Unter-
nehmens auftritt, läuft Gefahr, 
dass die Klage kostenpflichtig 
abgewiesen wird. 

Zur Verdeutlichung folgen-
des Praxis-Beispiel: Im Falle ei-
ner Kündigung eines Arbeits-
verhältnisses ist eine Klageerhe-
bung innerhalb von drei Wo-
chen ab ihrem Zugang notwen-
dig, um sich dagegen wehren zu 
können. Verstreicht diese Frist, 
gilt die Kündigung als wirksam 
– unabhängig davon, ob sie es 
tatsächlich ist. Verklagt der Ar-
beitnehmer den Arbeitgeber 
nun unter der Bezeichnung ei-
nes Rechtsträgers, der nicht 
oder nicht mehr – bspw. auf-
grund eines Betriebsübergangs 
– zutreffend ist, so stellt sich die 
praktische Frage, wie sich dies 
für beide Parteien – Kläger und 
Beklagter – prozessual auswirkt. 

Möchte ein Unternehmen 
die Gerichte zur eigenen 
Rechtsdurchsetzung in An-

spruch nehmen, muss es in der 
Klageschrift – die gewissen for-
mellen Anforderungen ent-
sprechen muss – als Kläger er-
kennbar sein. Dieselben Vo-
raussetzungen müssen erfüllt 
sein, wenn eine Klage gegen ein 
Unternehmen gerichtet ist. 
Wichtig ist dabei insbesondere, 
dass zu Beginn der Klage, im so-
genannten Rubrum, der gesetz-
liche Vertreter richtig angege-
ben wird. Hierbei ist darauf zu 
achten, dass unterschiedliche 
Gesellschaftsformen, d.h. Per-
sonen- bzw. Kapitalgesellschaf-
ten – auch gesetzlich unter-
schiedlich vertreten werden.  

Die Grundform der Perso-
nengesellschaft ist die Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts 

(GbR). Sie wird von ihren ver-
tretungsberechtigten Gesell-
schaftern vertreten, sodass 
grundsätzlich alle Gesellschaf-
ter im Rubrum anzugeben sind. 
Auch bei der offenen Handels-
gesellschaft (OHG) und der 
Kommanditgesellschaft (KG) 
handelt es sich um Personenge-
sellschaften, auch sie werden 
von ihren vertretungsberech-
tigten Gesellschaftern vertre-
ten. Die jeweiligen Besonder-
heiten dieser Gesellschaftsfor-
men wirken sich jedoch auch 
auf die Vertretung der Gesell-
schaften aus. Für die Schnellig-
keit und Leichtigkeit des Han-
delsverkehrs ist für die OHG 
vorgesehen, dass jeder Gesell-
schafter auch alleine vertre-
tungsbefugt ist, mit der Konse-
quenz, dass es ausreicht, wenn 
ein Gesellschafter die Gesell-

schaft in dem Rechtsstreit ver-
tritt. Klagt jedoch eine KG vor 
Gericht, muss in der Klage-
schrift zum Ausdruck kommen, 
dass das Unternehmen von 
dem persönlich haftenden Ge-
sellschafter, dem sog. Komple-
mentär, vertreten wird.  

Die Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH) 
und die Aktiengesellschaft (AG) 
gehören zu den sogenannten 
Kapitalgesellschaften. Anders 
als bei der Personengesellschaft 
ist keine persönliche Haftung 
für die Verbindlichkeiten der 
juristischen Person vorgese-
hen, sondern diese Haftung ist 
auf das Gesellschaftsvermögen 
beschränkt. Hier gilt der 

Grundsatz der sog. Fremd- bzw. 
Drittorganschaft, das heißt die 
Geschäftsführung und Vertre-
tung wird von den Gesellschaf-
tern losgelöst und besonderen 
Organen übertragen. So wird ei-
ne GmbH durch die Geschäfts-
führung und die Gesellschaf-
terversammlung geführt. Die 
Organe der AG sind die Aktio-
närsversammlung, der Auf-
sichtsrat und der Vorstand. Zur 
gerichtlichen Vertretung der 
GmbH ist ihr Geschäftsführer 
berufen. Für die in der Praxis ge-
läufige Gesellschaftsform der 
GmbH & Co. KG bedeutet dies, 
dass bei der Klageerhebung so-
wohl die GmbH als Komple-
mentärin als auch deren Ge-

schäftsführer in der Klage-
schrift zu nennen sind. Die AG 
wird durch ihren Vorstand ver-
treten. Ohne besondere Bestim-
mung in der Satzung sind die 
Vorstandmitglieder nur ge-
meinschaftlich zur Vertretung 
der AG befugt.  

Wird ein Unternehmen ver-
klagt, muss sich zumindest aus 
der Gesamtschau der Klage er-
geben, wer Partei des Rechts-
streits – also Kläger und Beklag-
ter – sein soll. Wird die Klage, 
bezogen auf das eingangs ge-
nannte Beispiel, fälschlicher-
weise gegen das Vorgänger-Un-
ternehmen gerichtet, kommt 
eine sogenannte Rubrumsbe-
richtigung nur in Betracht, 
wenn sich zum Beispiel aus 
dem beigefügten Kündigungs-
schreiben ergibt, dass die Klage 
eigentlich gegen den Rechts-
nachfolger gerichtet wird. In 
diesem Fall wird das Rubrum 
vom Gericht berichtigt. Fehlt es 
jedoch an dem erkennbaren 
Willen, gegen wen die Klage ge-
richtet ist, oder wurde schlicht 
das falsche Unternehmen ver-
klagt, muss die Partei im Wege 
der Klageänderung ausgewech-
selt werden. Versäumt der Klä-
ger dies, wird die Klage bereits 
als unzulässig abgewiesen. Ist 
im Eingangsbeispiel die Drei-
wochenfrist bereits abgelaufen, 
wenn der Fehler auffällt, ist es 
zu spät. Der Rechtsverlust ist 
dann endgültig. Daher ist ge-
nau darauf zu achten, welcher 
Rechtsträger verklagt werden 
muss und wie die einzelne Ge-
sellschaft vertreten wird 
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Nach dem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts, das Die-
sel-Fahrverbote erlaubt, appel-
liert die Vereinigung der hessi-
schen Unternehmerverbände 
(VhU) an die Städte in Hessen, 
weiterhin auf Fahrverbote zu 
verzichten. Ferner solle sich 
die hessische Landesregierung 
bei Bund und EU für eine Über-
prüfung der EU-Grenzwerte 
für NOX und Feinstaub einset-
zen, erklärte  Dr.-Ing. Jochen 
Knake, Geschäftsführer des 
Elektroindustrieunterneh-
mens Nolta GmbH, in Cölbe 
und Vorsitzender des VhU-Ver-
kehrsausschusses. Knake: „Ich 
bedaure das Urteil, möchte 
aber betonen: Hessische Kom-
munen werden nach wie vor 
die Möglichkeit haben, auf 
Fahrverbote zu verzichten, da 
das BVerwG-Urteil Einzelfall-
entscheidungen zulässt. Fahr-
verbote kämen einer Vernich-
tung von Betriebskapital und 
einer millionenfachen Enteig-
nung von Dieselfahrzeugbesit-
zern gleich.“ Zudem hätten 
sich die Luftwerte in Hessens 
Kommunen in den vergange-
nen Jahren verbessert.  

Die Wirtschaft befürworte 
selbstverständlich Schadstoff-
verringerungen, sagte Knake. 
Doch müssten die Werte seriös 
ermittelt werden. Zudem gebe 
es intelligentere Maßnahmen 
als Fahrverbote. Dazu gehörten 
eine bessere Verkehrslenkung – 
etwa durch intelligente Ampel-
anlagen, die vorübergehende 
Freigabe von Standstreifen, 
aber auch die Nutzung elektro-
nischer Vernetzung von Fahr-
zeugen. Sinnvoll seien zudem 
Anreize zur schrittweisen Mo-
dernisierung der Fahrzeuge 
und attraktivere Bus- und 
Bahnverkehre – hier müsse 
mehr investiert werden. 

Verunreinigte 
Luft: Verband 
bedauert Urteil

 


